
gung des Untermieterverhältnisses ist aber, auf den 
vorliegenden Fall bezogen, unter Berücksichtigung der 
allgemeinen Wohnraumlage nicht vertretbar. Diese 
Lösung würde bedeuten, daß einerseits die Boden­
kammer als ein für Wohnzwecke brauchbarer, aber 
nicht dafür genutzter Raum weiterhin zweckentfremdet 
liegenbleibt, andererseits der Wohnungsmarkt aber 
eine unnötige Belastung erfahren würde, weil dem 
Untermieter S. anderweitig Wohnraum zugewiesen 
werden müßte. Ob diese Möglichkeit besteht, darüber 
hat sich die Abteilung Wohnungswesen nicht geäußert, 
obwohl sie selbst der Klägerin das Ansinnen gestellt 
hat, ihrem Untermieter zu kündigen. Darauf kommt 
es letztlich aber auch nicht an, weil eine solche Rege­
lung des Streitfalles angesichts der tatsächlich bestehen­
den Verhältnisse mit Recht den Unwillen unserer 
Bürger erregen müßte und damit das Vertrauen zu den 
OrgaAen unserer Staatsmacht beeinträchtigen würde.

Unter Beachtung der gesellschaftlichen Zusammen­
hänge, die für den vorliegenden Fall bestimmend sind, 
hätten beide mit der Sache befaßten Gerichte bei sorg­
fältiger Untersuchung der bestehenden tatsächlichen 
Verhältnisse das dringende Interesse der Klägerin an 
der Erlangung der Bodenkammer nicht verneinen 
dürfen. Es wäre Aufgabe der Gerichte gewesen, die 
Parteien darauf hinzuweisen, daß es ihre Pflicht als 
Bürger der Deutschen Demokratischen Republik ist, 
mit ehrlicher Bereitschaft dazu beizutragen, daß der­
artige Konflikte im gegenseitigen Entgegenkommen 
unter Zurückstellung egoistischer Interessen befriedi­
gend für beide Teile beigelegt werden können. Daß 
zwischen den Parteien schon seit längerer Zeit persön­
liche Differenzen bestehen, deren Gegenstand und Ur­
sachen nicht bekannt sind, hätte die Bemühungen der 
Instanzgerichte in dieser Richtung nur noch verstärken 
müssen; für die juristisch-politische Beurteilung des 
Streitfalles konnten sie aber niemals ausschlaggebend 
sein, da ein geltend gemachter Anspruch, der sich 
grundsätzlich mit den sozialistischen Anschauungen der 
Rechte und Pflichten der Bürger deckt, niemals schika­
nös sein kann. Auch die Auffassung der Abteilung 
Wohnungswesen, die im konkreten Falle ihrer eigenen 
Aufgabenstellung widerspricht, hätte entsprechend 
kritisiert werden müssen, anstatt ihr kritiklos zu 
folgen.

Nach alledem hätte das Bezirksgericht die Berufung 
der Klägerin nicht ohne vorhergehende weitere Sach­
aufklärung als unbegründet zurückweisen dürfen.

§ 13 EheVO; § 11 EheVerfO; § 2 GVG.
Es ist als eine Verkennung der Aufgaben der Recht­

sprechung bei der Förderung der gesellschaftlichen 
Entwicklung anzusehen, wenn die Gerichte die Unter­
haltsregelung darauf abstellen, daß es der geschiede­
nen Mutter überlassen bleiben müsse, ob sie ihr Klein­
kind mehrere Jahre selbst betreuen und keine Berufs­
arbeit ausüben will.

Im Rahmen der dem Gericht obliegenden Erfor­
schungspflicht müssen die realen Möglichkeiten der 
einwandfreien Betreuung des Kleinkindes während der 
Berufsarbeit der Mutter geprüft werden.

OG, Urt. vom 24. September 1959 - 1 ZzF 34/59.
Die Ehe der Parteien, aus der ein am 11. August 1958 

geborenes Kind hervorgegangen ist, wurde durch Urteil 
des Kreisgerichts B. vom 29. November 1958 geschieden. 
Das Sorgenecht für das Kind wunde der Mutter übertragen. 
Der Kläger wurde verurteilt, für das Kind monatlich 
45 DM zu zahlen. Der Verklagten wurden 70 DM monatlich 
als Unterhalt auf die Dauer von sechs Monaten zuerkannt. 
Das Kreisgericht hat ferner eine Hausratstedlung vor­
genommen. Hinsichtlich der Unterhaltsregelung für die 
Verklagte hat das Kreisgericht ausgeführt: Es sei zu be­
rücksichtigen, daß das Kind erst sechs Monate alt sei und 
von der Verklagten persönlich versorgt werden müsse. Sie 
lebe jedoch im Haushalt ihrer Eltern und führe die Wirt­
schaft, da beide berufstätig seien. Dadurch erwerbe sie 
sich ihren Unterhalt. So sei es bisher gehalten worden. Sie 
könne daher nicht auf die Dauer von zwei Jahren Unter­
halt verlangen. Für die Übergangszeit seien allenfalls sechs 
Monate gerechtfertigt. Dabei sei von einem Nettoverdienst 
des Klägers von 350 DM monatlich auszugehen.

Die Verklagte hat gegen dieses Urteil Berufung eingelegt 
und ihre Unterhalts- und die Hausratsregelung als falsch

gerügt. Sie ist der Auffassung, daß sie für die Dauer von 
zwei Jahren Unterhalt zu beanspruchen habe, weil sie das 
Kind zum mindesten für diese Zeit zu ' Hause versorgen 
müsse. Auch sei bei der wirtschaftlichen Lage des Klägers 
ein Betrag von 100 DM monatlich gerechtfertigt.

Das Bezirksgericht hat mit Urteil vom 12. März 1959 das 
Urteil des Kreisgerichts dahin abgeändert, daß der Kläger 
für die Dauer von zwei Jahren monatlich 70 DM Unterhalt 
für die Verklagte zu zahlen hat. Die Hausratsentscheidung/ 
des Kreisgerichts hat es ebenfalls abgeändert. Die Unter­
haltsentscheidung hat es wie folgt begründet: Das Kreis­
gericht habe die Unterhaltspflicht des Klägers auf die 
Eltern der Verklagten verlagert. Bei der Bemessung der 
Höhe des vom Kläger zu leistenden Unterhalts sei schon 
berücksichtigt, daß die Verklagte im Haushalt ihrer Eltern 
helfe und dadurch einen Teil ihres Unterhaltsbedarfs ver­
diene. Unzureichend sei auch die Dauer von sechs Monaten. 
Da das Kind erst am 11. August 1958 geboren worden sei, 
sei es ganz besonders auf die persönliche Pflege der Mutter 
für die nächsten Jahre angewiesen.

Gegen die Unterhaltsentscheidung des Bezirksgerichts 
richtet sich der Kassationsantrag des Präsidenten des 
Obersten Gerichts, mit dem er Verletzung des § 13 EheVO 
rügt, soweit das Bezirksgericht der Verklagten für eine 
längere Zeit als ein Jahr Unterhalt zugesprochen hat. Der 
Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Die aus den Ausführungen in den Urteilsgründen 

erkennbare Auffassung des Bezirksgerichts, daß es der 
Mutter eines Kleinkindes überlassen bleiben müsse, 
darüber zu befinden, ob sie das Kind für die ersten 
Lebensjahre selbst betreuen will, und daß ihr für die­
sen Fall schlechthin ein Unterhaltsanspruch gegen den 
geschiedenen Ehemann zustehe, kann nicht gebilligt 
werden. Eine solche Auffassung wird der Vorschrift des 
§ 13 EheVO nicht gerecht, wonach ein Ehegatte dem 
anderen für eine Übergangszeit — längstens für zwei 
Jahre — einen angemessenen Unterhalt zu gewähren 
hat, wenn jener ganz oder teilweise außerstande ist, 
seinen Unterhalt nach der Scheidung aus eigenen 
Arbeitseinkünften oder sonstigen Mitteln zu bestreiten. 
Diese Vorschrift beruht auf dem Grundsatz, daß nach 
der Scheidung einer Ehe sich jeder Ehegatte durch 
Ausübung einer gesellschaftlich nützlichen Arbeit selbst 
zu unterhalten hat. Zur Frage der gesellschaftlichen 
und damit auch der rechtlich zu beachtenden Pflicht der 
Ehegatten, nach der Scheidung der Ehe eine ihren 
Kräften und Fähigkeiten angemessene Arbeit aufzu­
nehmen, hat das Oberste Gericht in dem Urteil vom
8. September 1958 - 1 ZzF 40/58 - (NJ 1959 S. 248) Aus­
führungen von grundsätzlicher Bedeutung gemacht, die 
bei der Entscheidung über den Unterhalt für geschie­
dene Ehegatten zu beachten sind. Die Gerichte sind in 
richtiger Auslegung des § 13 EheVO auch auf dem Ge­
biet des Familienrechts nach § 2 GVG gehalten, in 
jeder Hinsicht unsere gesellschaftliche Entwicklung zu 
fördern, d. h. zum Schutz und zur Förderung der 
Grundlagen der sozialistischen Wirtschaft beizutragen, 
und durch die Rechtsprechung alle Bürger in ihrem 
beruflichen und persönlichen Leben zu einem verant­
wortungsbewußten Verhalten und zur gewissenhaften 
Befolgung der Gesetze zu erziehen. Von dieser Erkennt­
nis ausgehend, ist es als eine Verkennung der Aufgaben 
der Rechtsprechung anzusehen, ohne weitere, Prüfung 
der Voraussetzungen des § 13 Abs. 1 EheVO es der 
geschiedenen Ehefrau zu überlassen, ob sie unter Ab­
lehnung einer Arbeitsaufnahme ihr Kleinkind mehrere 
Jahre lang selbst betreuen und keine Berufsarbeit 
ausüben will. In dem oben genannten Urteil ist ins­
besondere auf die große und umfassende Unterstützung 
der werktätigen Mutter durch die Errichtung von Kin­
derkrippen und Kindergärten hingewiesen, die von 
sorgfältig ausgebildeten Kräften geleitet werden und 
die es der geschiedenen Ehefrau und Mutter ermög­
lichen, ihrer politisch-moralischen Pflicht beim Aufbau 
des Sozialismus durch den Einsatz ihrer Arbeitskraft 
nachzukommen.

Dabei muß allerdings unter Berücksichtigung aller 
Umstände, die in der Person des Kindes sowie in den 
örtlichen Verhältnissen liegen können, beachtet werden, 
daß der geschiedenen Mutter eines Kleinkindes real die 
Möglichkeit einer einwandfreien Betreuung des Kindes 
während ihrer beruflichen Tätigkeit gewährleistet sein 
muß. Es gibt auch durchaus Fälle, in denen z. B. ärzt1
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